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Antrag von Blanka Seelgen  
 
Bisherige Regelung in der Landessatzung:  
 
§ 6 Absatz 5 ) Der Landesausschuss wird durch den geschäftsführenden Landesvorstand in Absprache 
mitdem Präsidium des Landesausschuss mindestens viermal im Jahr eingeladen. Für dieEinladungs- 
und Antragsfristen gelten sinngemäß die Regelungen des Landesparteitags. Die Einladungsfrist 
kann aber auf zwei Wochen verkürzt werden. Die Einladungs- und 
Antragsfrist beträgt 14 Tage. Der Landesausschuss muss innerhalb von vierzehn Tagen 
einberufen werden, wenn dies mindestens 10 Vertreterinnen bzw. Vertreter der Kreisverbände 
verlangen. 
Änderungsvorschlag: 
Der geschäftsführende Landesvorstand lädt in Absprache mit dem Präsidium des 
Landesausschuss mindestens viermal im Jahr zu Sitzungen ein. Die Einladungsfrist beträgt 14 
Tage, Anträge sind fristgerecht, wenn sie dem Präsidium 3 Wochen vor dem Sitzungstermin vorliegen. Der Lan-
desausschuss muss innerhalb von vierzehn Tagen einberufen werden, wenn dies mindestens 10 Vertreterinnen 
bzw. Vertreter der Kreisverbände verlangen. 
 
Begründung: 
Die wesentliche Änderung liegt hier darin, dass die Antragsfrist länger ist als die Einladungsfrist. 
Das steht nicht nur so in der Geschäftsordnung des Landesausschuss, es soll auch sicher stellen, 
dass der Tagesordnungsvorschlag bereits möglichst vollständig ist, wenn er mit der Einladung 
verschickt wird. Außerdem soll damit auch die Vorbereitung der Sitzung erleichtert werden. Das 
ist ohnehin immer sehr schwierig, weil die Sitzung ja einen nicht erweiterbaren Zeitrahmen hat 
und wir sowieso immer Gefahr laufen, spätestens ab 16:30 Uhr nicht mehr beschlussfähig zu 
sein. Und zu Beginn fast jeder Sitzung werden obendrein noch etliche Wünsche auf Ergänzung 
der Tagesordnung an uns herangetragen bzw. Initiativ- oder Dringlichkeitsanträge eingereicht. 
 
wer dem Präsidium angehören darf. Die von mir vorgeschlagene Änderung würde diesbezüglich Klarheit 
schaffen und entspricht der Regelung in NRW. 


